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I. Der Versicherungsschutz (§§ 1 – 4)

§ 1 Gegenstand der Versicherung
1. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versiche-
rungsschutz für den Fall, dass er wegen eines während der Wirksam-
keit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den
Tod, die Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen
(Personenschaden) oder die Beschädigung oder Vernichtung von
Sachen (Sachschaden) oder eine Vermögenseinbuße, die weder
durch eine Personen- noch durch eine Sachbeschädigung herbeige-
führt ist (Vermögensschaden), zur Folge hatte, für diese Folgen
auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts
von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird.

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche Haft-
pflicht
a) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angege-

benen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder Tätigkeiten des
Versicherungsnehmers („versichertes Risiko“);

b) aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten Risikos, so
weit sie nicht in dem Halten oder Führen von Luft-, Kraft- oder
Wasserfahrzeugen (abgesehen von Ruderbooten) bestehen; bei
Erhöhung der übernommenen Gefahr, die durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsnormen eintreten, gelten die §§
27 bis 29 VVG;

c) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der
Versicherung neu entstehen, gemäß § 2 (Vorsorgeversicherung).

3. Bei Vermögensschäden, die weder durch eine Personen- noch
durch eine Sachbeschädigung herbeigeführt sind, gilt als Zeitpunkt
für den Eintritt des Schadenereignisses der Augenblick, in dem der
Verstoß begangen wurde, der die Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers begründet.

§ 2 Vorsorgeversicherung
Für die Vorsorgeversicherung (§ 1 Ziffer 2 c) gelten neben den sonsti-
gen Vertragsbestimmungen folgende besondere Bedingungen:

1. Der Versicherungsschutz beginnt sofort mit dem Eintritt eines
neuen Risikos, ohne dass es einer besonderen Anzeige bedarf. Der
Versicherungsnehmer ist aber verpflichtet, auf Aufforderung des Ver-
sicherers, die auch durch einen der Beitragsrechnung beigedruckten
Hinweis erfolgen kann, binnen eines Monats nach Empfang dieser Auf-
forderung jedes neu eingetretene Risiko anzuzeigen. Unterlässt der
Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige oder kommt innerhalb
Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei dem Versicherer eine Ver-
einbarung über den Beitrag für das neue Risiko nicht zustande, so fällt
der Versicherungsschutz für dasselbe, rückwirkend vom Gefahrenein-
tritt ab, fort. Tritt der Versicherungsfall ein, bevor die Anzeige des

neuen Risikos erstattet ist, so hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung
und in einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist nicht
verstrichen war.

2. Der Versicherungsschutz wird auf die Hälfte der vereinbarten
Deckungssumme für Personen-, Sach- und Vermögensschäden be-
grenzt, sofern nicht im Versicherungsschein abweichende Deckungs-
summen festgesetzt sind.

3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die Gefahren,
welche verbunden sind mit
a) dem Besitz oder Betrieb von Bahnen, von Theatern, Kino- und Film-

unternehmungen, Zirkussen und Tribünen, ferner von Luft- oder
Wasserfahrzeugen aller Art (abgesehen von Ruderbooten) und dem
Lenken solcher Fahrzeuge sowie der Ausübung der Jagd;

b) Herstellung, Bearbeitung, Lagerung, Beförderung, Verwendung
von und Handel mit explosiblen Stoffen, so weit hierzu eine beson-
dere behördliche Genehmigung erforderlich ist;

c) Führen oder Halten von Kraftfahrzeugen.

§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes
I. Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich einer anderen Ver-
einbarung mit der Einlösung des Versicherungsscheins durch Zahlung
des Beitrags, zu dem auch die Versicherungsteuer gehört. Der erste
oder einmalige Beitrag wird, wenn nichts anderes bestimmt ist, sofort
nach Abschluss des Versicherungsvertrages nach §§ 5 oder 5 a VVG
fällig. Der Versicherer ist bei Verzug berechtigt, Ersatz des Verzugs-
schadens nach § 280 BGB sowie Verzugszinsen nach § 288 BGB zu
fordern.
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt, so ist
der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom
Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf
den Beitrag nicht innerhalb von 3 Monaten vom Fälligkeitstage an
gerichtlich geltend gemacht wird.
Ist der Beitrag zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls noch nicht
gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
Wird der erste Beitrag erst nach dem als Beginn der Versicherung
festgesetzten Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber ohne Verzug
gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz mit dem vereinbarten
Zeitpunkt.

II. 1. Die Leistungspflicht des Versicherers umfasst die Prüfung der
Haftpflichtfrage, den Ersatz der Entschädigung, welche der Versiche-
rungsnehmer auf Grund eines von dem Versicherer abgegebenen
oder genehmigten Anerkenntnisses, eines von ihm geschlossenen
oder genehmigten Vergleichs oder einer richterlichen Entscheidung
zu zahlen hat, sowie die Abwehr unberechtigter Ansprüche. Steht die
Verpflichtung des Versicherers zur Zahlung fest, ist die Entschädi-
gung binnen 2 Wochen zu leisten.
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Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch
zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Ver-
sicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt,
so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen, gegebenen-
falls die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Vertei-
digers.
Hat der Versicherungsnehmer für eine aus einem Versicherungsfall
geschuldete Rente kraft Gesetzes Sicherheit zu leisten, oder ist ihm
die Abwendung der Vollstreckung einer gerichtlichen Entscheidung
durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung nachgelassen, so ist der
Versicherer an seiner Stelle zur Sicherheitsleistung oder Hinterlegung
verpflichtet.

2. Für den Umfang der Leistung des Versicherers bilden die im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungssummen die Höchst-
grenze bei jedem Schadenereignis. Dies gilt auch dann, wenn sich
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Per-
sonen erstreckt. Mehrere zeitlich zusammenhängende Schäden aus
derselben Ursache oder mehrere Schäden aus Lieferungen der glei-
chen mangelhaften Waren gelten als ein Schadenereignis.
Es kann vereinbart werden, dass sich der Versicherungsnehmer bei
jedem Schadenereignis mit einem im Versicherungsschein festgeleg-
ten Betrag an einer Schadenersatzleistung selbst beteiligt.
Ferner kann vereinbart werden, dass der Versicherer seine Gesamt-
leistung für alle Schadenereignisse eines Versicherungsjahres auf ein
Mehrfaches der vereinbarten Versicherungssumme begrenzt.

3. Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über
den Anspruch zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Ge-
schädigten oder dessen Rechtsnachfolger, so führt der Versicherer auf
seine Kosten den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers.

4. Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht
als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet (vgl. aber
Ziffer III 1).

III. 1. Übersteigen die Haftpflichtansprüche die Versicherungssum-
me, so hat der Versicherer die Prozesskosten nur im Verhältnis der
Versicherungssumme zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tragen, und
zwar auch dann, wenn es sich um mehrere aus einem Schadenereig-
nis entstehende Prozesse handelt. Der Versicherer ist in solchen Fäl-
len berechtigt, durch Zahlung der Versicherungssumme und seines
der Versicherungssumme entsprechenden Anteils an den bis dahin
erwachsenen Kosten sich von weiteren Leistungen zu befreien.

2. Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzah-
lung zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen
aus demselben Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhält-
nis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapital-
wert der Rente erstattet. Der Kapitalwert der Rente wird zu diesem
Zweck auf Grund der vom Statistischen Bundesamt aufgestellten im
Zeitpunkt des Versicherungsfalls aktuellen allgemeinen deutschen
Sterbetafel und eines Zinsfußes von jährlich 4 % ermittelt.

3. Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich
an dem Widerstand des Versicherten scheitert, so hat der Versicherer
für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Haupt-
sache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

§ 4 Ausschlüsse
I. Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, besteht keine Versicherungs-
schutz für
1. Haftpflichtansprüche
– auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme,

Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der Leistung;
– wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung

durchführen zu können;
– wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder

wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten
Erfolges;

– auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungs-
gemäße Vertragserfüllung;

– auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung;
– wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen.
Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt.

2. Haftpflichtansprüche, so weit sie auf Grund Vertrags oder beson-
derer Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers hinausgehen.

3. Ansprüche auf Gehalt, Ruhegehalt, Lohn und sonstige festgesetz-
te Bezüge, Verpflegung, ärztliche Behandlung im Falle der Dienstbe-
hinderung, Fürsorgeansprüche (vgl. zum Beispiel die §§ 616, 617
BGB, 63 HGB, 39 und 42 Seemannsgesetz und die entsprechenden
Bestimmungen der Gew.-Ordn., des Sozialgesetzbuches VII und des
Bundessozialhilfegesetzes) sowie Ansprüche aus Tumultschadenge-
setzen.

4. Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadener-
eignissen; jedoch sind Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII
mitgedeckt.

5. Haftpflichtansprüche aus Schäden infolge Teilnahme an Pferde-,
Rad- oder Kraftfahrzeug-Rennen, Box- oder Ringkämpfen sowie den
Vorbereitungen hierzu (Training).

6. Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, welcher entsteht durch
allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen oder
Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dgl.), fer-
ner durch Abwässer, Schwammbildung, Senkungen von Grund-
stücken (auch eines darauf errichteten Werkes oder eines Teiles eines
solchen), durch Erdrutschungen, Erschütterungen infolge Ramm-
arbeiten, durch Überschwemmungen stehender oder fließender
Gewässer sowie aus Flurschaden durch Weidevieh und aus Wild-
schaden.

7. Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn
a) der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, ge-

pachtet, geliehen oder durch verbotene Eigenmacht erlangt hat
oder diese Sachen Gegenstand eines besonderen Verwahrungs-
vertrages sind sowie aus dem Abhandenkommen von Sachen;

b) die Schäden
– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Ver-

sicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Repara-
tur, Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbe-
weglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als die-
se Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit
betroffen waren;

– dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer die-
se Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruf-
lichen Tätigkeit (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablage-
fläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile
von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren;

– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen
oder – sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt –
deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit
befunden haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er die zum Zeitpunkt der
Tätigkeit offensichtlich notwendigen Schutzvorkehrungen zur
Vermeidung von Schäden getroffen hatte.

Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in der Person von
Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauf-
tragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmer
wie für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Per-
sonen.

* Hinweis: Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundes-
republik Deutschland nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur
Deckungsvorsorge verpflichtet und schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab.
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8. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder
mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden
Strahlen (z. B. von radioaktiven Substanzen emittierte Alpha-, Beta-
und Gammastrahlen sowie Neutronen oder in Teilchenbeschleunigern
erzeugte Strahlen) sowie mit Laser- und Maserstrahlen.*

9. Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung
und alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden.
Dies gilt nicht
a) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken

oder
b) wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche we-

gen Schäden durch Umwelteinwirkung erhoben werden, die durch
vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse
(auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Aus-
führung der Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen
(Produkthaftpflicht),
es sei denn,
sie resultieren aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Montage,
Demontage, Instandhaltung oder Wartung von
– Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe her-

zustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern
oder wegzuleiten (WHG-Anlagen);

– Anlagen nach Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz
(UmweltHG-Anlagen);

– Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmun-
gen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, so
weit es sich nicht um WHG- oder UmweltHG-Anlagen handelt;

– Abwasseranlagen
oder Teilen, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind.

10. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. Dies gilt
nicht im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken.

II. Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben:
1. Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor-
sätzlich herbeigeführt haben. Bei der Lieferung oder Herstellung von
Waren, Erzeugnissen oder Arbeiten steht die Kenntnis von der Man-
gelhaftigkeit oder Schädlichkeit der Waren usw. dem Vorsatz gleich.

2. Haftpflichtansprüche
a) aus Schadenfällen von Angehörigen des Versicherungsnehmers,

die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im
Versicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören,

b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-
rungsvertrags,

c) von gesetzlichen Vertretern geschäftsunfähiger oder beschränkt
geschäftsfähiger Personen,

d) von unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern nicht
rechtsfähiger Handelsgesellschaften,

e) von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen des privaten
oder öffentlichen Rechts sowie nicht rechtsfähiger Vereine,

f ) von Liquidatoren.
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder,
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind).
Die Ausschlüsse unter b) – f ) erstrecken sich auch auf Haftpflichtan-
sprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, wenn sie
miteinander in häuslicher Gemeinschaft leben.

3. Haftpflichtansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass der
Versicherungsnehmer besonders Gefahr drohende Umstände, deren
Beseitigung der Versicherer billigerweise verlangen konnte und ver-
langt hatte, nicht innerhalb einer angemessenen Frist beseitigte. Ein
Umstand, welcher zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres
als besonders gefahrdrohend.

4. Haftpflichtansprüche wegen Personenschaden, der aus der Über-
tragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers entsteht, sowie
Sachschaden, der durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer
gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden

ist, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer weder vorsätzlich
noch grobfahrlässig gehandelt hat.

5. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an den vom Versiche-
rungsnehmer (oder in seinem Auftrage oder für seine Rechnung von
Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen infolge
einer in der Herstellung oder Lieferung liegenden Ursache entstehen
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

6. Ferner sind bei Vermögensschäden (§ 1 Nr. 1) ausgeschlossen:
a) Haftpflichtansprüche, die auf bewusst gesetz- oder vorschrifts-

widriges Handeln des Versicherungsnehmers zurückzuführen sind;
b) Schäden, die aus Versehen bei der Anweisung zur Auszahlung von

Geldern, durch Fehlbeträge bei der Kassenführung, durch Untreue
von Angestellten und die hieraus sich ergebenden Folgen, durch
Abhandenkommen von Geld, Wertpapieren und Wertsachen oder
durch Verstöße bei der Zahlung entstehen;

c) Haftpflichtansprüche, die auf die Überschreitung von Kosten-
anschlägen oder die Nichteinhaltung von Lieferungsfristen zurück-
zuführen sind;

d) Schäden, die darauf zurückzuführen sind, dass der Versicherte
oder seine Angestellten Fehler übersehen, die in Rechnungen, Auf-
stellungen, Kostenanschlägen, Maßen in Zeichnungen enthalten
sind, deren Prüfung dem Versicherungsnehmer übertragen war.

II. Der Versicherungsfall (§§ 5, 6)

§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers; Verfahren
1. Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrags ist das Schadenereig-
nis, das Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer zur
Folge haben könnte.

2. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer (§ 12) unverzüglich,
spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich anzuzeigen.
Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Strafbefehl oder ein
Mahnbescheid erlassen, so hat der Versicherungsnehmer dem Versi-
cherer unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn er den Versi-
cherungsfall selbst bereits angezeigt hat.
Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb einer
Woche nach der Erhebung des Anspruchs verpflichtet.
Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich gel-
tend gemacht, die Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm der
Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich Anzeige zu erstat-
ten. Das Gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einer einstweiligen Ver-
fügung oder eines Beweissicherungsverfahrens.

3. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Beachtung der
Weisungen des Versicherers nach Möglichkeit für die Abwendung und
Minderung des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zur Klar-
stellung des Schadenfalls dient, sofern ihm dabei nichts Unbilliges
zugemutet wird. Er hat den Versicherer bei der Abwehr des Schadens
sowie bei der Schadensermittlung und -regulierung zu unterstützen,
ihm ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstat-
ten, alle Tatumstände, welche auf den Schadenfall Bezug haben, mit-
zuteilen und alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurteilung
des Schadenfalls erheblichen Schriftstücke einzusenden.

4. Kommt es zum Prozess über den Haftpflichtanspruch, so hat der
Versicherungsnehmer die Prozessführung dem Versicherer zu über-
lassen, dem vom Versicherer bestellten oder bezeichneten Anwalt
Vollmacht und alle von diesem oder dem Versicherer für nötig erach-
teten Aufklärungen zu geben. Gegen Mahnbescheide oder Verfügun-
gen von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz hat er, ohne die
Weisung des Versicherers abzuwarten, fristgemäß Widerspruch zu
erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen.

5. Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne vorherige
Zustimmung des Versicherers einen Haftpflichtanspruch ganz oder
zum Teil oder vergleichsweise anzuerkennen oder zu befriedigen. Bei
Zuwiderhandlung ist der Versicherer von der Leistungspflicht frei, es
sei denn, dass der Versicherungsnehmer nach den Umständen die
Befriedigung oder Anerkennung nicht ohne offenbare Unbilligkeit ver-
weigern konnte.

6. Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränderter Verhältnisse



31
4

9
3

8
–

0
7

.0
4

 r
n 

  
 S

ei
te

 6
vo

n 
1

6
 S

ei
te

nE
U

R
n

6

das Recht erlangt, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden
Rente zu fordern, so ist er verpflichtet, dieses Recht auf seinen
Namen von dem Versicherer ausüben zu lassen. Die Bestimmungen
unter Ziffer 3 – 5 finden entsprechende Anwendung.

7. Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder
Abwehr des Anspruchs ihm zweckmäßig erscheinenden Erklärungen
im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.

§ 6 Rechtsverlust
1. Wird eine der in § 5 genannten Obliegenheiten oder eine andere
im oder nach dem Versicherungsfall zu erfüllende Obliegenheit ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz,
es sei denn, er hat die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig verletzt. Bei grob fahrlässiger Verletzung behält der Versiche-
rungsnehmer insoweit seinen Versicherungsschutz, als die Verletzung
weder Einfluss auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf
die Bemessung der Leistung gehabt hat.
Bezweckt die verletzte Obliegenheit die Abwendung oder Minderung
des Schadens, behält der Versicherungsnehmer seinen Versiche-
rungsschutz bei grober Fahrlässigkeit insoweit, als der Umfang des
Schadens auch bei Erfüllung der Obliegenheit nicht geringer gewesen
wäre.
Bei vorsätzlicher Verletzung behält der Versicherungsnehmer seinen
Versicherungsschutz insoweit nur, wenn die Verletzung nicht geeignet
war, die Interessen des Versicherers ernsthaft zu beeinträchtigen,
oder wenn den Versicherungsnehmer kein erhebliches Verschulden
trifft.

2. Wird eine Obliegenheit, die vor Eintritt des Versicherungsfalls oder
zur Gefahrverhütung/-verminderung dem Versicherer gegenüber zu
erfüllen ist, verletzt, hat der Versicherungsnehmer keinen Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherer von seinem Recht Gebrauch
macht, den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der
Obliegenheitsverletzung fristlos zu kündigen. Der Versicherer hat kein
Kündigungsrecht und der Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn
die Obliegenheitsverletzung unverschuldet war.
Bezweckt die verletzte Obliegenheit allerdings die Gefahrminderung
oder die Verhütung einer Gefahrerhöhung, verliert der Versicherungs-
nehmer seinen Versicherungsschutz dann nicht, wenn die Verletzung
keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder den
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.

III. Das Versicherungsverhältnis (§§ 7 – 15)

§ 7 Versicherung für fremde Rechnung; 
Abtretung des Versicherungsanspruchs
1. So weit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche gegen
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst erstreckt, fin-
den alle in dem Versicherungsvertrag bezüglich des Versicherungs-
nehmers getroffenen Bestimmungen auch auf diese Personen sinn-
gemäße Anwendung. Die Ausübung der Rechte aus dem Versiche-
rungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu;
dieser bleibt neben dem Versicherten für die Erfüllung der Obliegen-
heiten verantwortlich.

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 4 Zif-
fer II 2 genannten Personen gegen die Versicherten sowie Ansprüche
von Versicherten untereinander sind von der Versicherung ausge-
schlossen.

3. Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Fest-
stellung ohne ausdrückliche Zustimmung des Versicherers nicht
übertragen werden.

§ 8 Beitragszahlung; Beitragsregulierung;
Beitragsangleichung; Beitragsrückerstattung
I. 1. Die nach Beginn des Versicherungsschutzes (§ 3 Ziffer I)
zahlbaren regelmäßigen Folgebeiträge sind an den festgesetzten
Zahlungsterminen, sonstige Beiträge bei Bekanntgabe an den Ver-
sicherungsnehmer einschließlich Versicherungsteuer zu entrichten.

2. Unterbleibt die Zahlung, so ist der Versicherungsnehmer auf seine
Kosten unter Hinweis auf die Folgen fortdauernden Verzugs schriftlich
zur Zahlung innerhalb einer Frist von zwei Wochen aufzufordern.

3. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Frist mit der Zah-
lung des Beitrags, der etwa geschuldeten Zinsen oder Kosten im Ver-
zug, gilt folgendes:
Bei Versicherungsfällen, die nach Ablauf dieser Frist eintreten, ist der
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versi-
cherungsnehmer in der Fristbestimmung auf diese Rechtsfolge hin-
gewiesen wurde.
Der Versicherer ist berechtigt, das Vertragsverhältnis ohne Einhaltung einer
Kündigungsfrist zu kündigen. Die Kündigung kann bereits bei der Bestim-
mung der Zahlungsfrist ausgesprochen werden. In diesem Fall wird die
Kündigung zum Fristablauf wirksam, wenn in dem Kündigungsschreiben
darauf hingewiesen wurde. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn
der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung
oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden ist,
innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

4. Bei Teilzahlung des Beitrags werden die noch ausstehenden Raten
des Beitrags sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der
Zahlung einer Rate in Verzug gerät.

II. 1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer
Aufforderung des Versicherers, welche auch durch einen der Bei-
tragsrechnung aufgedruckten Hinweis erfolgen kann, Mitteilung dar-
über zu machen, ob und welche Änderung in dem versicherten Risi-
ko gegenüber den zum Zwecke der Beitragsbemessung gemachten
Angaben eingetreten ist. Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats
nach Erhalt der Aufforderung zu machen. Auf Verlangen des Versi-
cherers sind die Angaben durch die Geschäftsbücher oder sonstige
Belege nachzuweisen.

2. Auf Grund der Änderungsanzeige oder sonstiger Feststellungen
wird der Beitrag entsprechend dem Zeitpunkt der Veränderung rich-
tiggestellt. Er darf jedoch nicht geringer werden als der in dem zur
Zeit des Versicherungsabschlusses gültigen Tarif festgesetzte Min-
destbeitrag. Beim Fortfall eines Risikos wird der etwaige Mindestbei-
trag vom Eingang der Anzeige ab berechnet.

3. Unterlässt es der Versicherungsnehmer, die obige Anzeige recht-
zeitig zu erstatten, so kann der Versicherer für die Zeit, für welche
die Angaben zu machen waren, an Stelle der Beitragsregulierung
(Ziffer II 1) als nachzuzahlenden Beitrag einen Betrag in Höhe des für
diese Zeit bereits gezahlten Beitrags verlangen. Werden die Angaben
nachträglich, aber noch innerhalb zweier Monate nach Empfang der
Aufforderung zur Nachzahlung gemacht, so ist der Versicherer ver-
pflichtet, den etwa zu viel gezahlten Betrag des Beitrags zurückzuer-
statten.

4. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherungen
mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre Anwendung.

III. 1. Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt zum 1. Juli eines jeden
Jahres, um welchen Prozentsatz sich der Durchschnitt der Schaden-
zahlungen, welche die zum Betrieb der allgemeinen Haftpflichtversi-
cherung zugelassenen Versicherer im vergangenen Kalenderjahr
geleistet haben, gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder
vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst
niedrigere durch fünf teilbare ganze Zahl ab.
Als Schadenzahlungen gelten auch die speziell durch den einzelnen
Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Schadenermittlung, die
aufgewendet worden sind, um die Versicherungsleistungen dem
Grunde und der Höhe nach festzustellen.
Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die
Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt
durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Scha-
denfälle.

2. Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich
aus Nr. 1 Absatz 1 Satz 2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Bei-
tragsangleichung).
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in
jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als
denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Nr. 1
Absatz 1 Satz 1 ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejahres-
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beitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt
seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im
letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht über-
schreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.

3. Liegt die Veränderung nach Nr. 1 Absatz 1 oder Nr. 2 Absatz 2
unter 5 Prozent, so entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Verände-
rung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

4. Die Beitragsangleichung gilt für die vom 1. Juli an fälligen Folge-
jahresbeiträge. Sie wird dem Versicherungsnehmer mit der Beitrags-
rechnung bekanntgegeben.

5. So weit der Folgejahresbeitrag nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet wird, findet keine Beitragsangleichung statt.IV. 1.
Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder
wird es nach Beginn der Versicherung rückwirkend aufgehoben oder
ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versicherer Beitrag oder
Geschäftsgebühr nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen (z.
B. §§ 40 und 68 VVG).

Kündigt nach Eintritt des Versicherungsfalls der Versicherungsneh-
mer, so gebührt dem Versicherer der Beitrag für die laufende Versi-
cherungsperiode. Kündigt der Versicherer, so gebührt ihm nur derje-
nige Teil des Beitrags, welcher der abgelaufenen Versicherungszeit
entspricht. Das Gleiche gilt im Falle der Kündigung des Versiche-
rungsnehmers wegen Angleichung des Folgebeitrags (§ 9 Ziffer II 1).

2. War der Beitrag auf mehrere Jahre vorausbezahlt, so ist der
Berechnung des dem Versicherer zustehenden Betrags der Beitrag
zugrunde zu legen, der bei Vorauszahlung auf die Zeit, für welche dem
Versicherer nach Ziffer 1 der Beitrag gebührt, zu zahlen gewesen wäre.

§ 9 Vertragsdauer; Kündigung
I. Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein festge-
setzte Zeit abgeschlossen. Beträgt diese mindestens ein Jahr, so
bewirkt die Unterlassung rechtswirksamer Kündigung eine Verlänge-
rung des Vertrags jeweils um ein Jahr. Die Kündigung ist rechtswirk-
sam, wenn sie spätestens drei Monate vor dem jeweiligen Ablauf des
Vertrags schriftlich erklärt wird; sie soll durch eingeschriebenen Brief
erfolgen.

II. 1. Erhöht der Versicherer auf Grund einer Beitragsangleichung
nach § 8 Ziffer III 2 den Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Ver-
sicherungsschutzes ändert, so kann der Versicherungsnehmer inner-
halb eines Monats nach Eingang der Mitteilung des Versicherers mit
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Erhöhung, das Versicherungsverhältnis kündigen.*

2. Das Versicherungsverhältnis kann ferner gekündigt werden, wenn
von dem Versicherer auf Grund eines Versicherungsfalls eine Scha-
denersatzzahlung geleistet oder der Haftpflichtanspruch rechtshän-
gig geworden ist oder der Versicherer die Leistung der fälligen Ent-
schädigung verweigert hat.

3. Das Recht zur Kündigung, die seitens des Versicherers mit einer
Frist von einem Monat, seitens des Versicherungsnehmers mit sofor-
tiger Wirkung oder zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode
zu erfolgen hat, erlischt, wenn es nicht spätestens einen Monat,
nachdem die Zahlung geleistet, der Rechtsstreit durch Klagerücknah-
me, Anerkenntnis oder Vergleich beigelegt, oder das Urteil rechts-
kräftig geworden ist, ausgeübt wird.

4. Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr als fünf
Jahren eingegangen ist, kann zum Ende des fünften Jahres oder
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei
Monaten gekündigt werden.**

III. Die Kündigung ist nur dann rechtzeitig erklärt, wenn sie dem Ver-
tragspartner innerhalb der jeweils vorgeschriebenen Frist zugegangen ist.

IV. Wenn versicherte Risiken vollständig und dauernd in Wegfall
kommen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken.

§ 10 Verjährung; Klagefrist
1. Die Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag verjähren in zwei
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in wel-
chem die Leistung verlangt werden kann.
Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Eingang der
schriftlichen Entscheidung des Versicherers gehemmt.

2. Hat der Versicherer den Versicherungsschutz abgelehnt, so ist der
bestrittene Versicherungsanspruch bei Meidung des Verlustes durch
Erhebung der Klage binnen einer Frist von sechs Monaten geltend zu
machen. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der Ansprucherhe-
bende durch eingeschriebenen Brief unter Hinweis auf die Rechtsfol-
gen der Fristversäumung davon in Kenntnis gesetzt worden ist, inwie-
weit sein Anspruch auf Versicherungsschutz bestritten wird.

§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des
Versicherungsnehmers
I. 1. Der Versicherungsnehmer hat bei der Schließung des Vertrags
alle ihm bekannten Umstände, die für Übernahme der Gefahr erheb-
lich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich sind die Gefahrum-
stände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers, den
Vertrag überhaupt oder zu dem vereinbarten Inhalt abzuschließen,
einen Einfluss auszuüben. Ein Umstand, nach welchem der Versicherer
ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich.

2. Ist die Anzeige eines erheblichen Umstands unterblieben, so kann
der Versicherer von dem Vertrag zurücktreten. Das Gleiche gilt, wenn
die Anzeige eines erheblichen Umstands deshalb unterblieben ist,
weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis des Umstands arg-
listig entzogen hat.

3. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht
angezeigten Umstand kannte, oder wenn die Anzeige ohne Verschul-
den des Versicherungsnehmers unterblieben ist.

II. 1. Der Versicherer kann von dem Vertrag auch dann zurücktreten,
wenn über einen erheblichen Umstand eine unrichtige Anzeige
gemacht worden ist.

2. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit dem Ver-
sicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers unrichtig gemacht worden ist.

III. Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrumstände anhand
schriftlicher, von dem Versicherer gestellter Fragen anzuzeigen, kann
der Versicherer wegen unterbliebener Anzeige eines Umstands, nach
welchem nicht ausdrücklich gefragt worden ist, nur im Fall arglistiger
Verschweigung zurücktreten.

IV. Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem Ver-
treter ohne Vertretungsmacht geschlossen, so kommt für das Rück-
trittsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis und die Arglist des
Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die Arglist des Versiche-
rungsnehmers in Betracht. Der Versicherungsnehmer kann sich dar-
auf, dass die Anzeige eines erheblichen Umstands ohne Verschulden
unterblieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder
dem Vertreter noch ihm selbst ein Verschulden zur Last fällt.

V. 1. Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versicherer von der
Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.

2. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer. Im Fall des Rücktritts sind, wenn das Versicherungs-
vertragsgesetz nicht in Ansehung des Beitrags ein anderes bestimmt,
beide Teile verpflichtet, einander die empfangenen Leistungen
zurückzugewähren; eine Geldsumme ist von dem Zeitpunkt des Emp-
fangs an zu verzinsen.

VI. Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall ein-
getreten ist, so bleibt die Verpflichtung zur Leistung gleichwohl beste-
hen, wenn der Umstand, in Ansehung dessen die Anzeigepflicht ver-
letzt ist, keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls und auf
den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.

** Hinweis: § 9 Ziffer II 1 ist nur auf Verträge mit Beginn ab 29.7.94 anwendbar.

** Hinweis: § 9 Ziffer II 4 ist nur auf Verträge mit Beginn ab 25.6.94 anwendbar.



VII. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt.

§ 12 Anzeigen und Willenserklärungen
1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind
schriftlich abzugeben und sollen an die Hauptverwaltung des Versiche-
rers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als
zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden.

2. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Ände-
rung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so genügt für eine Willens-
erklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist,
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes nach der letzten dem
Versicherer bekannten Anschrift. Die Erklärung wird in dem Zeitpunkt
wirksam, in welchem sie ohne die Anschriftenänderung bei regelmäßi-
ger Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegangen sein würde.

§ 13 Anzuwendendes Recht/Gerichtsstände
Für diese Vertrag gilt deutsches Recht.

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen
Gerichtsstände nach §§ 17, 21, 29 ZPO und § 48 VVG.

§ 14 Bedingungsanpassung
1. Wird ein Gesetz oder eine Rechtsverordnung geändert, auf denen
einzelne Bedingungen des Vertrags beruhen, oder ändert sich höchst-
richterliche Rechtsprechung und hat dies unmittelbare Auswirkungen
auf den Versicherungsvertrag, oder erklärt ein Gericht einzelne Bedin-
gungen rechtskräftig für unwirksam und enthalten die gesetzlichen Vor-
schriften keine Regelung, die an deren Stelle tritt, oder beanstandet die
Kartellbehörde oder die Versicherungsaufsichtsbehörde einzelne Bedin-
gungen durch bestandskräftigen Verwaltungsakt als mit geltendem
Recht nicht vereinbar und enthalten die gesetzlichen Vorschriften keine
Regelung, die an deren Stelle tritt, so ist der Versicherer berechtigt, die
jeweils betroffenen Bedingungen der Allgemeinen Haftpflicht-Versiche-
rungsbedingungen des Bayerischen Versicherungsverbandes (AHB/BVV)
und der für den Vertrag geltenden Besonderen Bedingungen und Risi-
kobeschreibungen zu ändern oder zu ergänzen.
Die Befugnis zur Änderung oder Ergänzung besteht in den Fällen der
oben genannten gerichtlichen oder behördlichen Entscheidung auch
dann, wenn es sich um inhaltsgleiche Bedingungen eines anderen Ver-
sicherers handelt.
Eine Änderung oder Ergänzung von Bedingungen ist nur zulässig,
wenn die Schließung einer durch die genannten Änderungsanlässe
entstandenen Vertragslücke zur Durchführung des Vertrags erforder-
lich ist oder das bei Vertragsschluss vereinbarte Verhältnis zwischen
Leistung und Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße gestört ist.
Die geänderten Bedingungen dürfen den Versicherungsnehmer nicht
schlechter stellen als die ursprüngliche Regelung.

2. Die geänderten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer
schriftlich bekanntgegeben und erläutert. Sie finden Anwendung, wenn
der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Änderung sechs
Wochen vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn
schriftlich über sein Kündigungsrecht belehrt. Der Versicherungsneh-
mer kann den Versicherungsvertrag innerhalb von sechs Wochen nach
Zugang der Mitteilung nach Satz 1 zu dem Zeitpunkt kündigen, an dem
die Bedingungsänderung wirksam würde.

§ 15 Schlussbestimmung
Wenn nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes
bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt besonders
für die im Anhang aufgeführten Gesetzesbestimmungen, die nach
Maßgabe der Versicherungsbedingungen Inhalt des Versicherungs-
vertrags sind.
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VVG

§ 5 Billigungsklausel
(1) Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag oder
den getroffenen Vereinbarungen ab, so gilt die Abweichung als geneh-
migt, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats
nach Empfang des Versicherungsscheins in Textform widerspricht.

(2) Diese Genehmigung ist jedoch nur dann anzunehmen, wenn der
Versicherer den Versicherungsnehmer bei Aushändigung des Ver-
sicherungsscheins darauf hingewiesen hat, dass Abweichungen als
genehmigt gelten, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb
eines Monats nach Empfang des Versicherungsscheins in Textform
widerspricht. Der Hinweis hat durch besondere schriftliche Mitteilung
oder durch einen auffälligen Vermerk in dem Versicherungsschein, der
aus dem übrigen Inhalt des Versicherungsscheins hervorgehoben ist,
zu geschehen; auf die einzelnen Abweichungen ist besonders auf-
merksam zu machen.

(3) Hat der Versicherer den Vorschriften des Absatzes 2 nicht ent-
sprochen, so ist die Abweichung für den Versicherungsnehmer unver-
bindlich und der Inhalt des Versicherungsantrags insoweit als verein-
bart anzusehen.

(4) Eine Vereinbarung, durch welche der Versicherungsnehmer darauf
verzichtet, den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, ist unwirksam.

§ 5 a Antragstellung ohne übergebene Versicherungsbedin-
gungen oder Verbraucherinformationen
(1) Hat der Versicherer dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung
die Versicherungsbedingungen nicht übergeben oder eine Verbrau-
cherinformation nach § 10 a des Versicherungsaufsichtsgesetzes
unterlassen, so gilt der Vertrag auf der Grundlage des Versicherungs-
scheins, der Versicherungsbedingungen und der weiteren für den Ver-
tragsinhalt maßgeblichen Verbraucherinformation als abgeschlossen,
wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb von vierzehn Tagen
nach Überlassung der Unterlagen in Textform widerspricht. Satz 1 ist
nicht auf Versicherungsverträge bei Pensionskassen anzuwenden, die
auf arbeitsvertraglichen Regelungen beruhen. § 5 bleibt unberührt.

(2) Der Lauf der Frist beginnt erst, wenn dem Versicherungsnehmer
der Versicherungsschein und die Unterlagen nach Absatz 1 vollstän-
dig vorliegen und der Versicherungsnehmer bei Aushändigung des
Versicherungsscheins schriftlich, in drucktechnisch deutlicher Form
über das Widerspruchsrecht, den Fristbeginn und die Dauer belehrt
worden ist. Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen obliegt
dem Versicherer. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige
Absendung des Widerspruchs. Abweichend von Satz 1 erlischt das
Recht zum Widerspruch jedoch ein Jahr nach Zahlung der ersten
Prämie.

(3) Gewährt der Versicherer auf besonderen Antrag des Versiche-
rungsnehmers sofortigen Versicherungsschutz, so kann der Verzicht
auf Überlassung der Versicherungsbedingungen und der Verbrau-
cherinformation bei Vertragsschluss vereinbart werden. Die Unterla-
gen sind dem Versicherungsnehmer auf Anforderung, spätestens mit
dem Versicherungsschein zu überlassen. Wenn der Versicherungs-
vertrag sofortigen Versicherungsschutz gewährt, hat der Versiche-
rungsnehmer insoweit kein Widerspruchsrecht nach Absatz 1.

§ 6 Obliegenheitsverletzung
(1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit,
die vor dem Eintritt des Versicherungsfalls dem Versicherer gegenü-
ber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung
frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die
Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer
kann den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verlet-
zung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
kündigen, es sei denn, dass die Verletzung als eine unverschuldete
anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb eines Monats nicht,
so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen.

(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die von dem Versicherungsnehmer
zum Zwecke der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer
Gefahrerhöhung dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so kann
sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen,
wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versiche-
rungsfalls oder den Umfang der ihm obliegenden Leistung gehabt hat.

(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalls
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grob fahrlässiger Verletzung
bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, als die Ver-
letzung Einfluss weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls
noch auf die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung gehabt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam.

§ 8 Stillschweigende Verlängerung, Kündigung, Widerruf
(1) Eine Vereinbarung, nach welcher ein Versicherungsverhältnis als
stillschweigend verlängert gilt, wenn es nicht vor dem Ablauf der Ver-
tragszeit gekündigt wird, ist insoweit nichtig, als sich die jedesmalige
Verlängerung auf mehr als ein Jahr erstrecken soll.

(2) Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen
(dauernde Versicherung), so kann es von beiden Teilen nur für den
Schluss der laufenden Versicherungsperiode gekündigt werden. Die
Kündigungsfrist muss für beide Teile gleich sein und darf nicht weni-
ger als einen Monat, nicht mehr als drei Monate betragen. Auf das
Kündigungsrecht können die Parteien in gegenseitigem Einverständ-
nis bis zur Dauer von zwei Jahren verzichten.

(3) Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr als fünf
Jahren eingegangen worden ist, kann zum Ende des fünften oder
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei
Monaten gekündigt werden. Satz 1 gilt nicht für die Lebens- und
Krankenversicherung.

(4) Wird mit Ausnahme der Lebensversicherung ein Versicherungs-
verhältnis mit einer längeren Laufzeit als einem Jahr geschlossen, so
kann der Versicherungsnehmer innerhalb einer Frist von vierzehn
Tagen ab Unterzeichnung des Versicherungsantrags seine auf den
Vertragsabschluss gerichtete Willenserklärung schriftlich widerrufen.
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-
rufs. Die Frist beginnt erst zu laufen, wenn der Versicherer den
Versicherungsnehmer über sein Widerrufsrecht belehrt und der
Versicherungsnehmer die Belehrung durch Unterschrift bestätigt hat.
Unterbleibt die Belehrung, so erlischt das Widerrufsrecht einen Monat
nach Zahlung der ersten Prämie. Das Widerrufsrecht besteht nicht,
wenn und so weit der Versicherer auf Wunsch des Versicherungsneh-
mers sofortigen Versicherungsschutz gewährt oder wenn die Versi-
cherung nach dem Inhalt des Antrags für die bereits ausgeübte
gewerbliche oder selbständige berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers bestimmt ist.

(5) Bei der Lebensversicherung kann der Versicherungsnehmer inner-
halb einer Frist von vierzehn Tagen nach Abschluss des Vertrags vom
Vertrag zurücktreten. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige
Absendung der Rücktrittserklärung. Die Frist beginnt erst zu laufen,
wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer über sein Rücktritts-
recht belehrt und der Versicherungsnehmer die Belehrung durch Unter-
schrift bestätigt hat. Unterbleibt die Belehrung, so erlischt das Rück-
trittsrecht einen Monat nach Zahlung der ersten Prämie. Die Sätze 1 bis
4 finden keine Anwendung auf Versicherungsverhältnisse bei Pensions-
kassen, die auf arbeitsvertraglichen Regelungen beruhen.

(6) Die Absätze 4 und 5 finden keine Anwendung, so weit der Versi-
cherungsnehmer ein Widerspruchsrecht nach § 5 a hat.

II. Gesetzliche Bestimmungen
Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB),
dem Handelsgesetzbuch (HGB) und der Zivilprozessordnung (ZPO)
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§ 12 Verjährung; Klagefrist
(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in zwei
Jahren, bei der Lebensversicherung in fünf Jahren. Die Verjährung
beginnt mit dem Schluss des Jahres, in welchem die Leistung ver-
langt werden kann.

(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Eingang der
schriftlichen Entscheidung des Versicherers gehemmt.

(3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn
der Anspruch auf die Leistung nicht innerhalb von sechs Monaten
gerichtlich geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst, nachdem der
Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen
Anspruch unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen
Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat.

§ 16 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei der Schließung des Vertrags
alle ihm bekannten Umstände, die für die Übernahme der Gefahr
erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich sind die
Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versi-
cherers, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt
abzuschließen, einen Einfluss auszuüben. Ein Umstand, nach wel-
chem der Versicherer ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt im
Zweifel als erheblich.

(2) Ist dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen
Umstands unterblieben, so kann der Versicherer von dem Vertrage
zurücktreten. Das Gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen
Umstands deshalb unterblieben ist, weil sich der Versicherungsneh-
mer der Kenntnis des Umstands arglistig entzogen hat.

(3) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht
angezeigten Umstand kannte oder wenn die Anzeige ohne Verschul-
den des Versicherungsnehmers unterblieben ist.

§ 17 Unrichtige Anzeige
(1) Der Versicherer kann von dem Vertrag auch dann zurücktreten,
wenn über einen erheblichen Umstand eine unrichtige Anzeige
gemacht worden ist.

(2) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit dem
Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden des
Versicherungsnehmers unrichtig gemacht worden ist.

§ 18 Rücktritt des Versicherers
Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrumstände an Hand schrift-
licher, von dem Versicherer gestellter Fragen anzuzeigen, so kann der
Versicherer wegen unterbliebener Anzeige eines Umstands, nach
welchem nicht ausdrücklich gefragt worden ist, nur im Falle arg-
listiger Verschweigung zurücktreten.

§ 19 Vertragsabschluss durch Vertreter
Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem Vertre-
ter ohne Vertretungsmacht geschlossen, so kommt für das Rück-
trittsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis und die Arglist des
Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die Arglist des Versiche-
rungsnehmers in Betracht. Der Versicherungsnehmer kann sich dar-
auf, dass die Anzeige eines erheblichen Umstands ohne Verschulden
unterblieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder
dem Vertreter noch ihm selbst ein Verschulden zur Last fällt.

§ 20 Rücktritt
(1) Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versicherer von der Ver-
letzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt.

(2) Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer. Im Falle des Rücktritts sind, so weit dieses Gesetz
nicht in Ansehen der Prämie ein anderes bestimmt, beide Teile ver-
pflichtet, einander die empfangenen Leistungen zurückzugewähren;
eine Geldsumme ist von der Zeit des Empfangs an zu verzinsen.

§ 21 Leistungspflicht trotz Rücktritts
Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall einge-
treten ist, so bleibt seine Verpflichtung zur Leistung gleichwohl
bestehen, wenn der Umstand, in Ansehung dessen die Anzeigepflicht
verletzt ist, keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls und
auf den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 22 Anfechtung wegen arglistiger Täuschung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt.

§ 23 Gefahrerhöhung nach Vertragsabschluss
(1) Nach dem Abschluss des Vertrags darf der Versicherungsnehmer
nicht ohne Einwilligung des Versicherers eine Erhöhung der Gefahr
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

(2) Erlangt der Versicherungsnehmer Kenntnis davon, dass durch
eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene oder
gestattete Änderung die Gefahr erhöht ist, so hat er dem Versicherer
unverzüglich Anzeige zu machen.

§ 24 Fristlose Kündigung wegen Gefahrerhöhung
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer die Vorschrift des § 23
Absatz 1, so kann der Versicherer das Versicherungsverhältnis ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Beruht die Verletzung
nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers, so braucht
dieser die Kündigung erst mit dem Ablauf eines Monats gegen sich
gelten zu lassen.

(2) Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Ver-
sicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder wenn
der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung bestanden
hat.

§ 25 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
(1) Der Versicherer ist im Fall einer Verletzung der Vorschrift des
§ 23 Absatz 1 von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der
Versicherungsfall nach der Erhöhung der Gefahr eintritt.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn die Ver-
letzung nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers
beruht. Der Versicherer ist jedoch auch in diesem Fall von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, wenn die im § 23 Absatz 2 vorgesehene
Anzeige nicht unverzüglich gemacht wird und der Versicherungsfall
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt, in welchem die Anzeige
dem Versicherer hätte zugehen müssen, eintritt, es sei denn, dass
ihm in diesem Zeitpunkt die Erhöhung der Gefahr bekannt war.

(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt auch dann
bestehen, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung
nicht erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluss
auf den Eintritt des Versicherungsfalls und auf den Umfang der Leis-
tung des Versicherers gehabt hat.

§ 26 Ausnahmen
Die Vorschriften der §§ 23 bis 25 finden keine Anwendung, wenn der
Versicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr durch das Interes-
se des Versicherers oder durch ein Ereignis, für welches der Ver-
sicherer haftet, oder durch ein Gebot der Menschlichkeit veranlasst
wird.

§ 27 Ungewollte Gefahrerhöhung
(1) Tritt nach dem Abschluss des Vertrags eine Erhöhung der Gefahr
unabhängig von dem Willen des Versicherungsnehmers ein, so ist der
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung
einer Kündigungsfrist von einem Monat zu kündigen. Die Vorschriften
des § 24 Absatz 2 finden Anwendung.

(2) Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von der Erhöhung der
Gefahr Kenntnis erlangt, dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu
machen.
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§ 28 Leistungsfreiheit wegen unterlassener Anzeige
(1) Wird die im § 27 Absatz 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüg-
lich gemacht, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung
frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem
Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte
zugehen müssen.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die
Erhöhung der Gefahr in dem Zeitpunkt bekannt war, in welchem ihm
die Anzeige hätte zugehen müssen. Das Gleiche gilt, wenn zur Zeit
des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des
Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist oder
wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluss auf den Eintritt des
Versicherungsfalls und auf den Umfang der Leistung des Versicherers
gehabt hat.

§ 29 Unerhebliche Gefahrerhöhung
Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in Betracht. Eine
Gefahrerhöhung kommt auch dann nicht in Betracht, wenn nach den
Umständen als vereinbart anzusehen ist, dass das Versicherungsver-
hältnis durch die Gefahrerhöhung nicht berührt werden soll.

§ 29 a Gefahrerhöhung zwischen Stellung und Annahme des
Antrags
Die Vorschriften der §§ 23 bis 29 finden auch Anwendung auf eine in
der Zeit zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrags
eingetretene Gefahrerhöhung, die dem Versicherer bei der Annahme
des Antrags nicht bekannt war.

§ 30 Teilrücktritt
(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach
den Vorschriften dieses Titels zum Rücktritt oder zur Kündigung
berechtigt ist, in Ansehung eines Teils der Gegenstände oder
Personen vor, auf welche sich die Versicherung bezieht, so steht dem
Versicherer das Recht des Rücktritts oder der Kündigung für den
übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, dass für diesen allein der
Versicherer den Vertrag unter den gleichen Bestimmungen nicht
geschlossen haben würde.

(2) Macht der Versicherer von dem Recht des Rücktritts oder der
Kündigung in Ansehung eines Teils der Gegenstände oder Personen
Gebrauch, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis in Ansehung des übrigen Teils zu kündigen; die Kün-
digung kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss der
Versicherungsperiode geschehen, in welcher der Rücktritt des Versi-
cherers oder seine Kündigung wirksam wird.

(3) Liegen in Ansehung eines Teils der Gegenstände oder Personen,
auf welche sich die Versicherung bezieht, die Voraussetzungen vor,
unter denen der Versicherer wegen einer Verletzung der Vorschriften
über die Gefahrerhöhung von der Verpflichtung zur Leistung frei
ist, so findet auf die Befreiung die Vorschrift des Absatzes 1
entsprechende Anwendung.

§ 31 Kündigung nach Erhöhung des Entgeltes
Erhöht der Versicherer aufgrund einer Anpassungsklausel die Prämie,
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes ändert, so
kann der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach Eingang
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, das Ver-
sicherungsverhältnis kündigen.

§ 38 Verspätete Zahlung der ersten Prämie
(1) Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so
ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt,
vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch
auf die Prämie nicht innerhalb von drei Monaten vom Fälligkeitstage
an gerichtlich geltend gemacht wird.

(2) Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls noch nicht
gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.

§ 39 Fristbestimmung für Folgeprämie
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich eine

Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur Unter-
zeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift.
Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach den Absätzen 2, 3
mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, die
ohne Beachtung dieser Vorschriften erfolgt, ist unwirksam.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung der
Prämie oder der geschuldeten Zinsen oder Kosten im Verzug, so ist
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist, wenn der
Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist, das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Die
Kündigung kann bereits bei der Bestimmung der Zahlungsfrist
dergestalt erfolgen, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der
Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug
ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrück-
lich hinzuweisen. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der
Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung
oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden ist, inner-
halb eines Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

(4) So weit die in den Absätzen 2, 3 bezeichneten Rechtsfolgen
davon abhängen, dass Zinsen oder Kosten nicht gezahlt worden sind,
treten sie nur ein, wenn die Fristbestimmung die Höhe der Zinsen
oder den Betrag der Kosten angibt.

§ 40 Prämie trotz Aufhebung des Versicherungsverhältnisses
(1) Wird das Versicherungsverhältnis wegen Verletzung einer Oblie-
genheit oder wegen Gefahrerhöhung auf Grund der Vorschriften des
zweiten Titels durch Kündigung oder Rücktritt aufgehoben oder wird
der Versicherungsvertrag durch den Versicherer angefochten, so
gebührt dem Versicherer gleichwohl die Prämie bis zum Schluss der
Versicherungsperiode, in der er von der Verletzung der Obliegenheit,
der Gefahrerhöhung oder von dem Anfechtungsgrund Kenntnis
erlangt hat. Wird die Kündigung erst in der folgenden Versicherungs-
periode wirksam, so gebührt ihm die Prämie bis zur Beendigung des
Versicherungsverhältnisses.

(2) Wird das Versicherungsverhältnis wegen nicht rechtzeitiger Zah-
lung der Prämie nach § 39 gekündigt, so gebührt dem Versicherer die
Prämie bis zur Beendigung der laufenden Versicherungsperiode. Tritt
der Versicherer nach § 38 Absatz 1 zurück, so kann er nur eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen.

(3) Endigt das Versicherungsverhältnis nach § 13 oder wird es vom
Versicherer auf Grund einer Vereinbarung nach § 14 gekündigt, so
kann der Versicherungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendigung
des Versicherungsverhältnisses entfallenden Teil der Prämie unter
Abzug der für diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfordern.

§ 48 Gerichtsstand der Agentur
(1) Hat ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abge-
schlossen, so ist für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis
gegen den Versicherer erhoben werden, das Gericht des Ortes
zuständig, wo der Agent zur Zeit der Vermittlung oder Schließung
seine gewerbliche Niederlassung oder in Ermangelung einer gewerb-
lichen Niederlassung seinen Wohnsitz hatte.

(2) Die nach Absatz 1 begründete Zuständigkeit kann durch Verein-
barung nicht ausgeschlossen werden.

§ 51 Überversicherung
(1) Ergibt sich, dass die Versicherungssumme den Wert des versi-
cherten Interesses (Versicherungswert) erheblich übersteigt, so kann
sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen,
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungssumme,
unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie, mit sofortiger
Wirkung herabgesetzt wird.

(2) Ist die Überversicherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine
behördliche Maßnahme aus Anlass eines Krieges verursacht oder ist
sie die unvermeidliche Folge eines Krieges, so kann der Versiche-
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rungsnehmer das Verlangen nach Absatz 1 mit Wirkung vom Eintritt
der Überversicherung ab stellen.

(3) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht,
sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvor-
teil zu verschaffen, so ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer
gebührt, sofern er nicht bei der Schließung des Vertrags von der
Nichtigkeit Kenntnis hatte, die Prämie bis zum Schluss der
Versicherungsperiode, in welcher er diese Kenntnis erlangt.

§ 55 Nur Ersatz des Schadens
Der Versicherer ist, auch wenn die Versicherungssumme höher ist als
der Versicherungswert zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls,
nicht verpflichtet, dem Versicherungsnehmer mehr als den Betrag des
Schadens zu ersetzen.

§ 56 Unterversicherung
Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert zur
Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls (Unterversicherung), so haftet
der Versicherer für den Schaden nur nach dem Verhältnis der
Versicherungssumme zu diesem Wert.

§ 58 Mehrere Versicherungen
(1) Wer für ein Interesse gegen dieselbe Gefahr bei mehreren Versi-
cherern Versicherung nimmt, hat jedem Versicherer von der anderen
Versicherung unverzüglich Mitteilung zu machen.

(2) In der Mitteilung ist der Versicherer, bei welchem die andere Ver-
sicherung genommen worden ist, zu bezeichnen und die Versiche-
rungssumme anzugeben.

§ 59 Doppelversicherung
(1) Ist ein Interesse gegen dieselbe Gefahr bei mehreren Versiche-
rern versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusam-
men den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen
die Summe der Entschädigungen, die von jedem einzelnen Versi-
cherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären,
den Gesamtschaden (Doppelversicherung), so sind die Versicherer
in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass dem Versiche-
rungsnehmer jeder Versicherer für den Betrag haftet, dessen Zah-
lung ihm nach seinem Vertrag obliegt, der Versicherungsnehmer
aber im ganzen nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen
kann.

(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach
Maßgabe der Beträge verpflichtet, deren Zahlung ihnen dem Ver-
sicherungsnehmer gegenüber vertragsmäßig obliegt. Findet auf eine
der Versicherungen ausländisches Recht Anwendung, so kann der
Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, gegen den anderen
Versicherer einen Anspruch auf Ausgleichung nur geltend machen,
wenn er selbst nach dem für ihn maßgebenden Recht zur Ausglei-
chung verpflichtet ist.

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Doppelversicherung in der
Absicht genommen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, so ist jeder in dieser Absicht geschlossene Ver-
trag nichtig; dem Versicherer gebührt, sofern er nicht bei der
Schließung des Vertrags von der Nichtigkeit Kenntnis hatte, die Prä-
mie bis zum Schluss der Versicherungsperiode, in welcher er diese
Kenntnis erlangt.

§ 60 Beseitigung der Doppelversicherung
(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch welchen die
Doppelversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entste-
hen der Doppelversicherung geschlossen, so kann er verlangen, dass
der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungs-
summe unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teil-
betrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht
gedeckt ist.

(2) Das Gleiche gilt, wenn die Doppelversicherung dadurch entstan-
den ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungen der Ver-
sicherungswert gesunken ist. Sind jedoch in diesem Falle die mehre-
ren Versicherungen gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versiche-
rer geschlossen worden, so kann der Versicherungsnehmer nur ver-

hältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und Prämien
verlangen.

(3) Die Aufhebung oder Herabsetzung wird erst mit dem Ablauf der
Versicherungsperiode wirksam, in der sie verlangt wird. Das Recht,
die Aufhebung oder die Herabsetzung zu verlangen, erlischt, wenn
der Versicherungsnehmer es nicht unverzüglich geltend macht, nach-
dem er von der Doppelversicherung Kenntnis erlangt hat.

§ 62 Abwendung und Minderung des Schadens
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, bei dem Eintritt des Ver-
sicherungsfalls nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung
des Schadens zu sorgen und dabei die Weisungen des Versicherers
zu befolgen; er hat, wenn die Umstände es gestatten, solche
Weisungen einzuholen. Sind mehrere Versicherer beteiligt und sind
von ihnen entgegenstehende Weisungen gegeben, so hat der Versiche-
rungsnehmer nach eigenem pflichtmäßigen Ermessen zu handeln.

(2) Hat der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten verletzt, so ist
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn,
dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit
beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer zur
Leistung insoweit verpflichtet, als der Umfang des Schadens auch bei
gehöriger Erfüllung der Obliegenheiten nicht geringer gewesen wäre.

§ 63 Aufwendung für Minderung des Schadens
(1) Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer gemäß § 62 macht,
fallen, auch wenn sie erfolglos bleiben, dem Versicherer zur Last, so
weit der Versicherungsnehmer sie den Umständen nach für geboten
halten durfte. Der Versicherer hat Aufwendungen, die in Gemäßheit
der von ihm gegebenen Weisungen gemacht worden sind, auch inso-
weit zu ersetzen, als sie zusammen mit der übrigen Entschädigung
die Versicherungssumme übersteigen. Er hat den für die Aufwendun-
gen erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers
vorzuschießen.

(2) Bei einer Unterversicherung sind die Aufwendungen nur nach
dem in den §§ 56, 57 bezeichneten Verhältnis zu erstatten.

§ 66 Ermittlungskosten 
(1) Der Versicherer hat die Kosten, welche durch die Ermittlung und
Feststellung des ihm zur Last fallenden Schadens entstehen, dem
Versicherungsnehmer insoweit zu erstatten, als ihre Aufwendung den
Umständen nach geboten war.

(2) Die Kosten, welche dem Versicherungsnehmer durch die Zuzie-
hung eines Sachverständigen oder eines Beistandes entstehen, hat
der Versicherer nicht zu erstatten, es sei denn, dass der Versiche-
rungsnehmer nach dem Vertrag zu der Zuziehung verpflichtet war.

(3) Bei einer Unterversicherung sind die dem Versicherer zur Last
fallenden Kosten nur nach dem in den §§ 56, 57 bezeichneten
Verhältnis zu erstatten.

§ 67 Gesetzlicher Forderungsübergang
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des
Schadens gegen einen Dritten zu, so geht der Anspruch auf den Ver-
sicherer über, so weit dieser dem Versicherungsnehmer den Schaden
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsneh-
mers geltend gemacht werden. Gibt der Versicherungsnehmer seinen
Anspruch gegen den Dritten oder ein zur Sicherung des Anspruchs
dienendes Recht auf, so wird der Versicherer von seiner Ersatzpflicht
insoweit frei, als er aus dem Anspruch oder dem Recht hätte Ersatz
erlangen können.

(2) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers
gegen einen mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden
Familienangehörigen, so ist der Übergang ausgeschlossen; der
Anspruch geht jedoch über, wenn der Angehörige den Schaden
vorsätzlich verursacht hat.

§ 68 Mangel des Interesses
(1) Besteht das versicherte Interesse bei dem Beginn der Versiche-
rung nicht oder gelangt, falls die Versicherung für ein künftiges Unter-
nehmen oder sonst für ein künftiges Interesse genommen ist, das
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Interesse nicht zur Entstehung, so ist der Versicherungsnehmer von
der Verpflichtung zur Zahlung der Prämie frei; der Versicherer kann
eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung
weg, so gebührt dem Versicherer die Prämie, die er hätte erheben
können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt
worden wäre, in welchem der Versicherer von dem Wegfall des Inter-
esses Kenntnis erlangt.

(3) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung durch ein Kriegsereignis oder durch eine behördliche Maßnah-
me aus Anlass eines Krieges weg oder ist der Wegfall des Interesses
die unvermeidliche Folge eines Krieges, so gebührt dem Versicherer
nur der Teil der Prämie, welche der Dauer der Gefahrtragung ent-
spricht.

(4) Fällt das versicherte Interesse weg, weil der Versicherungsfall ein-
getreten ist, so gebührt dem Versicherer die Prämie für die laufende
Versicherungsperiode.

§ 69 Eintritt des Erwerbers
(1) Wird die versicherte Sache von dem Versicherungsnehmer ver-
äußert, so tritt an Stelle des Veräußerers der Erwerber in die während
der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich
ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.

(2) Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintritts laufende Ver-
sicherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und der Erwerber
als Gesamtschuldner.

(3) Der Versicherer hat in Ansehung der durch das Versicherungsver-
hältnis gegen ihn begründeten Forderungen die Veräußerung erst
dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis erlangt;
die Vorschriften der §§ 406 bis 408 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
finden entsprechende Anwendung.

§ 70 Kündigungsrecht
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-
verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es nicht inner-
halb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er von
der Veräußerung Kenntnis erlangt.

(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu
kündigen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung oder auf
den Schluss der laufenden Versicherungsperiode erfolgen. Das Kün-
digungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach
dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Versicherung
keine Kenntnis, so bleibt das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines
Monats von dem Zeitpunkt an bestehen, in welchem der Erwerber
von der Versicherung Kenntnis erlangt.

(3) Wird das Versicherungsverhältnis auf Grund dieser Vorschriften
gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie zu
zahlen, jedoch nicht über die zur Zeit der Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses laufende Versicherungsperiode hinaus; eine
Haftung des Erwerbers für die Prämie findet in diesen Fällen nicht
statt.

§ 71 Anzeige der Veräußerung
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.
Wird die Anzeige weder von dem Erwerber noch von dem Veräußerer
unverzüglich gemacht, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer
hätte zugehen müssen.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen,
wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in wel-
chem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Das Gleiche gilt,
wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht
erfolgt ist.

§ 79 Kenntnis und Verhalten des Versicherungsnehmers und
des Versicherten
(1) So weit nach den Vorschriften dieses Gesetzes die Kenntnis und
das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung
ist, kommt bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die
Kenntnis und das Verhalten des Versicherten in Betracht.

(2) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der
Vertrag ohne sein Wissen geschlossen worden ist oder eine recht-
zeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht tunlich
war.

(3) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des
Versicherten geschlossen und bei der Schließung den Mangel des
Auftrags dem Versicherer nicht angezeigt, so braucht dieser den
Einwand, dass der Vertrag ohne Wissen des Versicherten geschlos-
sen ist, nicht gegen sich gelten zu lassen.

§ 150 Kosten des Rechtsschutzes
(1) Die Versicherung umfasst die gerichtlichen und außergerichtli-
chen Kosten, die durch die Verteidigung gegen den von einem Dritten
geltend gemachten Anspruch entstehen, so weit die Aufwendung der
Kosten den Umständen nach geboten ist. Dies gilt auch dann, wenn
sich der Anspruch als unbegründet erweist. Die Versicherung umfas-
st auch die Kosten der Verteidigung in einem Strafverfahren, das
wegen einer Tat eingeleitet wurde, welche die Verantwortlichkeit des
Versicherungsnehmers einem Dritten gegenüber zur Folge haben
könnte, sofern diese Kosten auf Weisung des Versicherers aufge-
wendet wurden. Der Versicherer hat die Kosten auf Verlangen des
Versicherungsnehmers vorzuschießen.

(2) Ist eine Versicherungssumme bestimmt, so hat der Versicherer
Kosten, die in einem auf seine Veranlassung geführten Rechtsstreit
entstehen, und Kosten der Verteidigung nach Absatz 1 Satz 3 auch
insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der übrigen Entschädi-
gung die Versicherungssumme übersteigen. Das Gleiche gilt von
Zinsen, die der Versicherungsnehmer infolge einer vom Versicherer
veranlassten Verzögerung der Befriedigung des Dritten diesem zu
entrichten hat.

(3) Ist dem Versicherungsnehmer nachgelassen, die Vollstreckung
einer gerichtlichen Entscheidung durch Sicherheitsleistung oder Hin-
terlegung abzuwenden, so hat auf sein Verlangen der Versicherer die
Sicherheitsleistung oder Hinterlegung zu bewirken. Diese Verpflich-
tung besteht nicht über den Betrag der Versicherungssumme hinaus;
haftet der Versicherer nach Absatz 2 für einen höheren Betrag, so tritt
der Versicherungssumme der Mehrbetrag hinzu. Der Versicherer ist
von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn er den Anspruch des
Dritten dem Versicherungsnehmer gegenüber als begründet aner-
kennt.

§ 154 Fälligkeit der Entschädigung
(1) Der Versicherer hat die Entschädigung binnen zwei Wochen von
dem Zeitpunkt an zu leisten, in welchem der Dritte von dem Versi-
cherungsnehmer befriedigt oder der Anspruch des Dritten durch
rechtskräftiges Urteil, durch Anerkenntnis oder Vergleich festgestellt
worden ist. So weit gemäß § 150 Kosten zu ersetzen sind, ist die Ent-
schädigung binnen zwei Wochen von der Mitteilung der Berechnung
an zu leisten.

(2) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei sein soll, wenn ohne seine Einwilligung der
Versicherungsnehmer den Dritten befriedigt oder dessen Anspruch
anerkennt, ist unwirksam, falls nach den Umständen der Versiche-
rungsnehmer die Befriedigung oder die Anerkennung nicht ohne
offenbare Unbilligkeit verweigern konnte.

BGB

§ 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so
kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens ver-
langen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung nicht
zu vertreten hat.
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(2) Schadensersatz wegen Verzögerung der Leistung kann der Gläu-
biger nur unter der zusätzlichen Voraussetzung des § 286 verlangen.

(3) Schadensersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter
den zusätzlichen Voraussetzungen des § 281, des § 282 oder des
§ 283 verlangen.

§ 286 Verzug des Schuldners
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die
nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mah-
nung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die
Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfah-
ren gleich.

(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemes-

sene Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich
von dem Ereignis an nach dem Kalender berechnen lässt,

3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen

Interessen der sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.

(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Ver-
zug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang
einer Rechnung oder gleichwertigen Forderungsaufstellung leistet;
dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, nur, wenn
auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung beson-
ders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der
Rechnung oder Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuld-
ner, der nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und
Empfang der Gegenleistung in Verzug.

(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung
infolge eines Umstandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat.

§ 288 Verzugszinsen
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der
Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem
Basiszinssatz.

(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt
ist, beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte
über dem Basiszinssatz.

(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere
Zinsen verlangen.

(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht aus-
geschlossen.

HGB

§ 352 Gesetzlicher Zinssatz
(1) Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Ausnahme der Verzugs-
zinsen, ist bei beiderseitigen Handelsgeschäften fünf vom Hundert für
das Jahr. Das Gleiche gilt, wenn für eine Schuld aus einem solchen
Handelsgeschäft Zinsen ohne Bestimmung des Zinsfußes verspro-
chen sind.

(2) Ist in diesem Gesetzbuch die Verpflichtung zur Zahlung von
Zinsen ohne Bestimmung der Höhe ausgesprochen, so sind darunter
Zinsen zu fünf vom Hundert für das Jahr zu verstehen.

ZPO

§ 17 Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen
(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen
sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen
Vereine und derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmassen,
die als solche verklagt werden können, wird durch ihren Sitz
bestimmt. Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo
die Verwaltung geführt wird.

(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem
Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als
solche verklagt werden können, bei dem Gericht ihres Amtssitzes.

(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimm-
ten Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in anderer Weise beson-
ders geregelter Gerichtsstand zulässig.

§ 21 Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung
(1) Hat jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung oder eines
anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar
Geschäfte geschlossen werden, so können gegen ihn alle Klagen,
die auf den Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug haben, bei
dem Gericht des Ortes erhoben werden, wo die Niederlassung sich
befindet.

(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen
Personen begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden
versehenes Gut als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirt-
schaften, so weit diese Klagen die auf die Bewirtschaftung des Gut-
es sich beziehenden Rechtsverhältnisse betreffen.

§ 29 Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsortes
(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über dessen
Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem die streitige
Verpflichtung zu erfüllen ist.

(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die Zustän-
digkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kaufleute, juristische Personen
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sondervermögen
sind.
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Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln;
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemein-
schaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuel-
len Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten
zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig,
wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Daten-
verarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweck-
bestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen
Vertrauensverhältnisses geschieht oder so weit es zur Wahrung
berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und
kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Inter-
esse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder
Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenab-
wägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die
Datenverarbeitung ist in Ihrem Versicherungsantrag eine Einwilli-
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt
über die Beendigung des Versicherungsvertrags hinaus, endet jedoch
– außer in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit Ablehnung
des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf, der aller-
dings den Grundsätzen von Treu und Glauben unterliegt. Wird die
Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestri-
chen, kommt es unter Umständen nicht zu einem Vertragsabschluss.
Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungs-
erklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem
begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung
beschrieben, erfolgen.

Erklärung zur Schweigepflichtentbindung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z. B. beim
Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des
Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-,
Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) ist daher
im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten.
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die
Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten).
Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie
Kundennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versiche-
rungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die
Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständi-
gen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versiche-
rungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch
Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der
Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über
einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung
den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets
auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Des-
halb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversi-
cherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen eben-
falls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns, wie
Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und
des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Perso-
nalien. So weit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurtei-
lung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen Unterla-
gen zur Verfügung gestellt.
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückver-
sicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Ver-
sicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Schaden-
abwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Dazu gehören z. B.
frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen über
gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abge-
lehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhin-
dern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten auf-
zuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen
Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer
um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu
erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen,
gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen)
eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versi-
cherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie
Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungs-
schutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Scha-
denhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig
sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts
oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den
zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder
auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beantworten.
Dazu bestehen beim Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e.V., beim Verband der privaten Krankenversicherer e.V.
und beim Verband öffentlicher Versicherer zentrale Hinweissysteme.
Die Aufnahme in diese Datensammlungen/Hinweissysteme erfolgt
lediglich zu Zwecken, die mit der jeweiligen Datei verfolgt werden dür-
fen, also nur so weit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Beispiele:
Haftpflichtversicherung
– Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von Personen,
bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

Kfz-Versicherung
– Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie
von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmiss-
brauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

Rechtsschutzversicherung
– vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Ver-
tragsablauf durch den Versicherer nach mindestens zwei Versiche-
rungsfällen innerhalb von 12 Monaten.
– Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer
nach mindestens 3 Versicherungsfällen innerhalb von 36 Monaten.
– vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Ver-
tragsablauf bei konkret begründetem Verdacht einer betrügerischen
Inanspruchnahme der Versicherung.
Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der
Antragstellung.

Sachversicherung
– Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt
oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs
der Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schadensummen erreicht
sind.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und Verhinderung weite-
ren Missbrauchs.

Transportversicherung
– Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmiss-
brauchs) Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäckversiche-
rung.
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungs-
missbrauch.

III. Merkblatt zur Datenverarbeitung
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Unfallversicherung
– Meldung erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeige-
pflicht.
– Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung
im Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfall-
folgen,
– vorzeitige Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbrin-
gung oder Klageerhebung auf Leistung.
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmiss-
brauch.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmens-
gruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sach-
versicherung) und andere Finanzdienstleistungen, z. B. Kredite, Bau-
sparen, Kapitalanlagen, Immobilien, werden durch rechtlich selbstän-
dige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden
Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen
häufig in Unternehmensgruppen zusammen.
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie
das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse
nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen
Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungs-
nummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer
und Bankleitzahl, das heißt Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt.
Dabei sind die sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kundennum-
mer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehen-
de Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen
sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geldeingänge
können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht
werden.
Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind
dagegen nur von den jeweiligen Versicherungsunternehmen der
Gruppe abfragbar.
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweili-
gen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden,
spricht das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei der die
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind.
Branchenspezifische Daten – wie z. B. Gesundheits- oder Bonitäts-
daten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jewei-
ligen Unternehmen.
Der Versicherungsgruppe Versicherungskammer Bayern gehören zur
Zeit folgende Unternehmen an:
Versicherungskammer Bayern Versicherungsanstalt des öffentlichen
Rechts, Bayerischer Versicherungsverband Versicherungsaktienge-
sellschaft, Bayerische Landesbrandversicherung Aktiengesellschaft,
Bayerische Beamtenkrankenkasse Aktiengesellschaft, Bayern-Versi-
cherung Lebensversicherung Aktiengesellschaft.
Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler
zur umfassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weite-
ren Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, Bausparverträge, Kapital-
anlagen, Immobilien) auch mit Kreditinstituten, Bausparkassen,
Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften außerhalb der Gruppe
zusammen. Zur Zeit kooperieren wir mit den Sparkassen und
der Landesbausparkasse sowie der ÖRAG Rechtsschutzversiche-
rungs-AG.
Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung
der jeweiligen Produkte und der weiteren Betreuung der so gewon-
nenen Kunden. So vermitteln z. B. die genannten Kooperationspart-
ner im Rahmen einer Kundenberatung/-betreuung Versicherungen als
Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten. Für die
Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Aus-
führungen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonsti-
gen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw.
Kooperationspartner werden Sie durch einen unserer Vermittler
betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzange-
legenheiten berät. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelperso-
nen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusam-
menarbeit bei Finanzdienstleistungen auch die unter Ziffer 5 genann-
ten Kooperationspartner.

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der
Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und
Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Ver-
sicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und
Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren Partnerunter-
nehmen Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B.
Abschluss und Stand Ihres Bausparvertrags. Ausschließlich zum
Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversicherung
können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten über-
mittelt werden.
Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezo-
genen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des
Kunden. Auch werden Sie von uns über Änderungen der kundenrele-
vanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich
verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine besonderen Ver-
schwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis)
zu beachten.
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt.
Endet seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch Kündigung
des Vermittlervertrags oder bei Pensionierung), regelt das Unterneh-
men Ihre Betreuung neu; Sie werden darüber informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz
neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Aus-
kunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berich-
tigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten
Daten.
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie
sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versi-
cherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft,
Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückversi-
cherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer.


